
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die EU-Kommission arbeitet derzeit an einem Richtlinienvorschlag 
zur Bekämpfung der Rolle von „Vermittlern“, die Steuerhinterziehung 
und aggressive Steuerplanung in der Europäischen Union erleich-
tern. Unter den Begriff „Vermittler“ fällt laut Kommission auch unser 
Berufsstand. Der Vorschlag soll im ersten Quartal 2023 vorgelegt 
werden. Die Kommission hat hierzu am 7. Juli 2022 eine öffentliche 
Konsultation gestartet, die bis zum 12. Oktober 2022 läuft. Ihr Ziel 
ist es – so die Kommission selbst –, bestimmte „Grauzonen“ von 
grundsätzlich legalen, aber als zweifelhaft, schädlich oder ungewollt 
empfundenen Steuergestaltungen einzudämmen. 

Was heißt das konkret? Es sollen spezielle Sorgfaltspflichten für „Ver
mittler“ eingeführt werden. Im Wege einer Selbsteinschätzung müssten 
diese überprüfen, ob die von ihnen ermöglichten Gestaltungen oder 
Modelle zu Steuerhinterziehung oder aggressiver Steuerplanung führen. 
Zudem müssten sie die Erfüllung dieser Sorgfaltspflicht aufzeichnen.
Außerdem wird die Einführung eines Verhaltenskodex mit einem Ver-
bot für Vermittler erwogen, sich an „aggressiven“ Steuergestaltungen 
im Ausland zu beteiligen, d. h. derartige Modelle auszuarbeiten, zu ver-
markten, einzurichten oder bei ihrer Umsetzung zu helfen. In diesem 
Zusammenhang ist von Geldstrafen bzw. anderen Sanktionen die Rede.

Nach einer weiteren Option müssten sich Vermittler, die für Steuerpflich-
tige oder Gebietsansässige in der EU Beratung oder Dienstleistungen 
steuerlicher Art erbringen, in einem EU-Mitgliedstaat registrieren 
lassen. Nur registrierte Vermittler dürften dann Steuerberatung und 
andere Dienstleistungen steuerlicher Art erbringen. Weiter könnten 
den Unternehmen neue Meldepflichten drohen, nach denen sie in 
ihren jährlichen Steuererklärungen jede Beteiligung an einem nicht 

börsennotierten Unternehmen im Nicht-EU-Ausland, die 25 Prozent 
der Anteile, der Stimmrechte, der Beteiligungen, der Inhaberaktien 
oder der Kontrolle in anderer Form überschreitet, angeben müssten.

Ich persönlich verwehre mich bereits entschieden dagegen, dass 
unser Berufsstand als „Vermittler aggressiver Steuerplanung“ be-
trachtet wird. Steuerberaterinnen und Steuerberater in Deutschland 
sind Organe der Steuerrechtspflege mit herausgehobener Verant-
wortung – und keine „Vermittler“. Bemerkenswert ist auch, dass die 
Kommission in keiner Weise definiert, was sie sich unter „aggres-
siver“ oder „missbräuchlicher“ Steuergestaltung vorstellt. Hier wird 
mit unbestimmten Rechtsbegriffen wie „zweifelhaft“, „schädlich“ 
oder „ungewollt“ gearbeitet, die aber aufgrund des Bestimmtheits-
gebots und des Rechtsstaatsprinzips für eine Definition ungeeignet 
sind. Gleichwohl bleibt es Aufgabe des Gesetzgebers, ungewünschte 
Gesetzeslücken zu erkennen und zu schließen. Diese Aufgabe darf 
nicht auf den Berufsstand abgewälzt werden. 

Last but not least war es doch die EU-Kommission selbst, die mit ihrer 
europaweiten Deregulierungspolitik eine Situation herbeigeführt hat, 
in der es in manchen EU-Staaten weder Zulassungsbeschränkungen 
noch eine Qualitätskontrolle gibt und Steuerberatung jedem offensteht. 

Wieder einmal zeigt sich: Ein strenges Berufsrecht ist eine hervor-
ragende Grundverankerung für eine ordnungsgemäße Steuerrechts-
pflege. Daher sollte die Kommission besser über eine strengere 
Qualitätskontrolle in der Steuerberatung auch in anderen Mitglied-
staaten nachdenken als über immer neue Bürokratiemonster, will sie 
Steuerhinterziehung einen Riegel vorschieben. 

Ihr Hartmut Schwab
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Prof. Dr. Hartmut Schwab
Präsident der BStBK

Aggressive Steuerplanung  
im Visier der EU-Kommission
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Ab dem 1. Januar 2023 ist der Berufsstand 
verpflichtet, das besondere elektronische 
Steuerberaterpostfach (beSt) einzurich-
ten sowie Schriftsätze, Anträge und Erklä-
rungen elektronisch an die Finanzgerichte 
zu verschicken. Für den Nachrichtenver-
sand aus dem beSt ist eine Authentifi-
zierung notwendig. Diese erfolgt mittels 
Online-Ausweis, eines hochsicheren Identi-
fizierungs- und Authentifizierungsmediums 
mit eID-Funktion. Damit wird sichergestellt, 
dass nur beSt-Inhaber*innen oder eine ver-
tretungsberechtigte Person einer Berufs-
ausübungsgesellschaft die Nachrichten ver-
senden können.

Das bedeutet aber nicht, dass Berufsange-
hörige ihren persönlichen Online-Ausweis 
an Mitarbeitende weitergeben oder mehr 
Aufgaben übernehmen müssen: Im digitalen 
Kanzleiprozess speichern Angestellte die 
Dokumente ab und erzeugen so – ähnlich 
dem Erstellen einer E-Mail – einen Nach-
richtenentwurf im beSt-Client. Dies kann 
entweder die beSt-Integration einer Fach-
software sein oder der von der BStBK zur 
Verfügung gestellte Basis-Client. Der Nach-
richtenentwurf wird im entsprechenden 
Entwurfsordner abgelegt. Für keinen dieser 
Vorgänge wird der Online-Ausweis benö
tigt. Im Anschluss können Berufsangehörige 

alle Nachrichtenentwürfe sichten und die 
gewünschten Nachrichten für den Versand 
markieren. Danach lösen sie persönlich den 
Versand dieser Nachrichten aus und bestäti-
gen dies durch den einmaligen Einsatz des 
Online-Ausweises. Die Authentifizierung mit 
dem Online-Ausweis übernimmt damit die 
Funktion der Unterschrift. So ist sicherge-
stellt, dass der Online-Ausweis zu keinem 
Zeitpunkt aus den Händen gegeben werden 
muss. Im Rahmen des digitalen Versands 
der Nachrichten entsteht automatisch eine 
Versanddokumentation, die nicht nur den 
Versand, sondern sogar den Eingang der 
Nachricht dokumentiert.

Steuerberaterplattform: digitale Kommunikation mit Finanzgerichten

S T E U E R R E C H T

Am 12. Juli 2022 veröffentlichte das BMF 
den Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Umsetzung der „DAC 7“-Richtlinie und zur 
Modernisierung des Steuerverfahrensrechts. 
Aus verfahrensrechtlicher Sicht wurden da-
bei u. a. Änderungen zur Modernisierung der 
Außenprüfung aufgegriffen. 

In ihrer Stellungnahme vom 29. Juli 2022 be-
grüßt die BStBK, dass der Gesetzgeber durch 
gezielte Verbesserungen verfahrensrecht-
licher Rahmenbedingungen beabsichtigt, 
Außenprüfungen effizienter auszugestalten 
und zu beschleunigen. Die in dem Entwurf 
enthaltenen Regelungen etwa zur Digitali-
sierung der Prüfungsprozesse, die Begren-
zung der Ablaufhemmung für außengeprüfte 
Unternehmen auf fünf Jahre und die geplante 

Einführung eines Teilabschlussbescheides 
zur Gewährung punktueller Bestandskraft 
weisen insoweit in die richtige Richtung. 

Die BStBK kritisiert aber die konkrete Ausge-
staltung dieser Instrumente. In der Vergan-
genheit hatte sie Vorschläge zu verfahrens-
rechtlichen und internationalen Aspekten 
der Modernisierung von Prüfungen sowie für 
ein freiwilliges Antragsverfahren zum Erhalt 
von Prüfungserleichterungen beim BMF ein-
gereicht. Leider wurden hieraus nur wenige 
Aspekte im vorliegenden Referentenentwurf 
aufgenommen. So sehen die hierin avisier-
ten Änderungen des Steuerverfahrensrechts 
für die Steuerpflichtigen in vielerlei Hin-
sicht unverhältnismäßige Verschärfungen 
und Mitwirkungspflichten vor, die einem 

kooperativen Ansatz der Maßnahmen entge-
genstehen. Das mit einem Mitwirkungsver
zögerungsgeld bzw. -zuschlägen sanktions-
bewährte qualifizierte Mitwirkungsverlangen 
lehnt die BStBK ab.  Zudem fehlen in dem Ent-
wurf wesentliche Aspekte für eine moderne 
Betriebsprüfung, sodass er allenfalls ein Auf-
takt für weitere Modernisierungsschritte dar-
stellen kann. Neben einer weitergehenden 
Anpassung des Fristenkonzepts in der Abga-
benordnung bedarf es u. a. der zeitnahen Um-
setzung des Art. 12a der „DAC 7“-Richtlinie, 
die eine nationale Rechtsgrundlage für Joint 
Audits schaffen und kooperative Verfahren 
reformieren soll. Auch verpasst es der Ge-
setzgeber mit dem Entwurf, Rechtssicherheit 
beim Einsatz von Tax Compliance Manage-
ment Systemen in Prüfungen zu schaffen. 

Gesetzentwurf zur Modernisierung der Betriebsprüfung 

S T E U E R R E C H T

Stärkung der Aufsicht bei Rechtsdienstleistungen
Am 14. Juni 2022 nahm die BStBK zum Refe-
rentenentwurf des BMJ für ein Gesetz zur Stär-
kung der Aufsicht bei Rechtsdienstleistungen 
und zur Änderung weiterer Vorschriften des 
Rechts der rechtsberatenden Berufe Stellung. 

Die BStBK begrüßt den Plan, die bußgeld-
rechtliche Zuständigkeit für geschäftsmä-
ßige Rechtsdienstleistungen einschließlich 
der Hilfeleistung in Steuersachen beim Bun-
desamt für Justiz zu bündeln. Dies vermeide 
Abgrenzungsprobleme bei der Zuständig-

keit und ermögliche eine einheitliche Auf-
sichtspraxis im Bereich der Ordnungswid-
rigkeiten. Allerdings sieht die BStBK auch 
Nachbesserungsbedarf: So müsse weiterhin 
gewährleistet sein, dass bei einer Berufs-
ausübungsgesellschaft ein Mitglied des 
Geschäftsführungsorgans Steuerberater*in 
oder Steuerbevollmächtigte*r ist. Nach dem 
Referentenentwurf könnten auch Rechts
anwält*innen oder Wirtschaftsprüfer*innen 
alleiniges Mitglied des Geschäftsführungsor-
gans einer Berufsausübungsgesellschaft sein. 

Dies steht laut BStBK aber im Widerspruch 
zu der gesetzgeberischen Wertung, dass eine 
Berufsausübungsgesellschaft der Ausübung 
des steuerberatenden Berufs diene. Die  
BStBK schlägt daher eine Ergänzung des 
§ 55b Abs. 1 StBerG vor.

Die BStBK-Stellungnahme 
ist verfügbar unter  
www.bstbk.de bei „Themen“ 
im Bereich „Berufsrecht“.

B E R U F S R E C H T
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F O K U S  B E R U F S R E C H T

Das Gesetz zur Neuregelung des Berufsrechts der Berufsaus-
übungsgesellschaften ermöglicht Steuerberater*innen und 
Rechtsanwält*innen eine gesellschaftsrechtliche Organisationsfrei-
heit sowie eine einheitliche und rechtsformneutrale Regelung für 
anwaltliche und steuerberatende Berufsausübungsgesellschaften. 
Außerdem erleichtert es die interdisziplinäre Zusammenarbeit. Der 
Gesetzgeber hat das Recht der Steuerberatungs- und Berufsaus
übungsgesellschaften grundlegend reformiert. 

Künftig ist eine steuerberatende Berufsausübung mit Angehörigen al-
ler anderen Freien Berufe möglich. Anders als die Bezeichnung des Ge-
setzes vermuten lässt, beschränkt sich die Gesetzesnovelle aber nicht 
auf das Recht der Berufsausübungsgesellschaften, sondern betrifft das 
Steuerberatungsgesetz insgesamt. Im Zuge der Berufsrechtsreform 
wurden zahlreiche Regelungen überarbeitet oder neu eingefügt: 

Die erforderlichen Änderungen der Berufsordnung (BOStB) betreffen 
u. a. die Terminologie der Berufsausübungsgesellschaft. Das Steuerbe-
ratungsgesetz verwendet künftig einheitlich nur noch die Bezeichnung 
„Berufsausübungsgesellschaft“, die Steuerberatungsgesellschaft ist nur 
noch ein Unterfall der Berufsausübungsgesellschaft. Die Bezeichnung 
„Steuerberatungsgesellschaft“ darf ab dem 1. August 2022 nur noch 
eine Berufsausübungsgesellschaft führen, bei der Steuerberater*innen 
oder Steuerbevollmächtigten die Mehrheit der Stimmrechte zusteht 
und diese mehrheitlich Mitglieder des Geschäftsführungsorgans sind. 

Weiterhin überführte der Gesetzgeber im Zuge der Berufsrechtsre-
form bisher in der BOStB enthaltene Regelungen in das Steuerbera-

tungsgesetz und hob das für Steuerberatungsgesellschaften geltende 
Gebot der verantwortlichen Führung durch Berufsangehörige auf. 
Darüber hinaus wurde die BOStB auch an die seit der letzten Novel-
lierung ergangene Rechtsprechung angepasst und neue vereinbare 
Tätigkeiten wie die Funktion als Restrukturierungsbeauftragte und 
Sanierungsmoderatoren berücksichtigt.

Die Satzungsversammlung der BStBK prüfte insbesondere die 
Anlagen zur Fachberaterordnung (FBO), die die nachzuweisenden 
besonderen Kenntnisse regeln, auf einen möglichen Aktualisierungs-
bedarf und überarbeitete diese soweit erforderlich. Außerdem trug 
sie der zunehmenden Digitalisierung Rechnung. So beschlossen die 
Delegierten zum einen, dass Leistungskontrollen sowohl schriftlich 
als auch elektronisch durchgeführt werden können. Zum anderen 
wird hinsichtlich der Pflichtfortbildung nunmehr ausdrücklich klar-
gestellt, dass diese auch in elektronischer Form erfolgen kann. 

Damit traf die Satzungsversammlung wichtige Entscheidungen für 
eine moderne BOStB und FBO. Beide Regelwerke sind jetzt fachlich 
wieder auf dem aktuellen Stand und berücksichtigen nicht nur die 
aktuelle Rechtsprechung und Gesetzgebung, sondern auch neue 
Entwicklungen im Zuge der Digitalisierung. Nach Prüfung durch das 
BMF können die beschlossenen Änderungen der BOStB und FBO plan-
mäßig am 1. August 2022 und damit zeitgleich mit den Änderungen 
des Steuerberatungsgesetzes in Kraft treten. 

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung sind auf 
der BStBK-Website unter www.bstbk.de abrufbar.

Angepasste Berufs-  
und Fachberaterordnung 
Die Satzungsversammlung der BStBK beschloss am 3. Mai 2022  

zahlreiche Änderungen der Berufs- und Fachberaterordnung. Diese  

waren insbesondere aufgrund des zum 1. August 2022 in Kraft tretenden 

Gesetzes zur Neuregelung des Berufsrechts der Berufsausübungsgesell-

schaften notwendig. Dr. Holger Stein
Vizepräsident der BStBK

22.07.2022
Die Welt
„Die Grundsteuererklärung alleine schaffen“

21.07.2022
Kölner Stadtanzeiger
„FDP fordert „Neustart“ bei Grundsteuer“

19.07.2022
Handelsblatt
„Erste Rufe nach einer Fristverlängerung“

13.07.2022
Frankfurter Allgemeine Zeitung
„Steuervergünstigungen bei der Pflege“

12.07.2022
Die Welt
„100.000 Nutzer reichen, um Elster  
lahmzulegen“

12.07.2022
Frankfurter Allgemeine Zeitung
„Elster-Chaos um die Grundsteuer“

10.07.2022
Welt online
„Bodenrichtwert bis Fläche – So schaffen 
Sie die Steuererklärung auch alleine“

02.07.2022
Süddeutsche Zeitung
„Die neue Grundsteuer – so geht’s“

28.06.2022
Zeit online
„Wie Eigentümer die Grundsteuerreform 
meistern“

B S T B K  I N  D E N  M E D I E N
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Live-Webinar 
Der Blick nach innen: Erfolgreiche 

Kanzleiführung mit Kennzahlen
24.08.2022

Live-Webinar 
Honorarstrategien  

in der Steuerberaterkanzlei 
02.09.2022

Symposium zur Modernisierung der 
Betriebsprüfung

06.09.2022 (Berlin)

BWL-Symposium
07.09.2022 (Berlin)

Brennpunkte des Außensteuerrechts  
09.09.2022 (Berlin) 

Live-Webinar 
Sanierungsberatung durch den StB  

13.09.2022 

Grenzüberschreitender Mitarbeiter
einsatz Lohnsteuer & Sozialversiche-

rungsrecht/Outbound und Inbound 
13.09.2022 (Hamburg) 

 Informationen und Anmeldung unter 
https://seminare.bstbk.de

T E R M I N E
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Zwischenerfolg beim  
EU-Anti-Geldwäsche-Paket 

10. INTERNATIONALER DEUTSCHER  
STEUERBERATERKONGRESS – Krakau 

Am 29. Juni 2022 erzielten die Mitgliedstaa-
ten im Rat der EU zur Errichtung einer neuen 
europäischen Geldwäschebehörde (AMLA) 
eine Teileinigung. Diese schwächt die von 
der EU-Kommission geplanten Befugnisse 
der AMLA im Nicht-Finanzsektor und die 
damit befürchteten Durchgriffsrechte deut-
lich ab. Ein wichtiger Zwischenerfolg für die 
BStBK im Hinblick auf das Anti-Geldwäsche-
Paket, der die berufliche Selbstverwaltung 
stärkt. Damit gehen die anstehenden Trilog-
Verhandlungen mit EU-Kommission und Par-
lament in die richtige Richtung.

Im Vorhinein machte sich die BStBK hierfür 
auf vielfältige Weise stark: Unter dem Dach 
der German Tax Advisers und im Verbund 

der ETAF reichte sie bereits im Frühjahr 
konkrete Änderungsanträge zu den einzel-
nen Legislativvorschlägen ein und forderte 
nachdrücklich, die Kompetenzen der AMLA 
zu beschränken. Außerdem verschickte sie 
gemeinsam mit der BNotK, der BRAK, dem 
DAV, der WPK und dem DStV unter dem Dach 
des BFB ein Schreiben, das die Probleme mit 
den Befugnissen der AMLA darstellt, an zahl-
reiche EU-Parlamentarier. Darüber hinaus 
betonte BStBK-Vizepräsident Dr. Holger Stein 
am 27. Juni 2022 in einem Gespräch mit Vize-
Generaldirektorin Alexandra Jour-Schröder 
von der Generaldirektion FISMA, dass Durch-
griffsrechte der AMLA die Selbstverwaltung 
und die Unabhängigkeit des Berufsstands in 
Deutschland gefährden würden.

Die BStBK lädt am 29. und 30. September 
2022 zum 10. INTERNATIONALEN DEUT-
SCHEN STEUERBERATERKONGRESS nach 
Krakau ein. 

Polen ist ein wichtiger Handelspartner 
Deutschlands und ein Standort mit großem 
Marktpotenzial. Damit steht der europäische 
Nachbar auch als Investitionsstandort bei 
einem Großteil der Mandantschaft im Mittel-
punkt des Interesses. Steuerberater*innen, 
die ihre Mandantschaft bei privaten oder be-
trieblichen Investments in Polen begleiten 
wollen, haben mit der Kongressteilnahme 
die Möglichkeit, einen umfassenden Über-
blick über das Zivil- und Steuerrecht zu be-
kommen. Deutschsprachige Expert*innen 
überwiegend aus polnischen Kanzleien refe-

rieren über die rechtlichen und steuerlichen 
Rahmenbedingungen für Investitionen in 
Polen und haben dabei als erfahrene Prak
tiker*innen vor allem für den Berufsstand 
relevante Fragen im Blick. Neben den Fach-
vorträgen besteht die Möglichkeit, direkt mit 
potenziellen Kooperationspartner*innen in 
Polen ins Gespräch zu kommen.

Für Fachberater*innen für Internationales 
Steuerrecht ist das Fachprogramm als zehn-
stündige Fortbildung geeignet. 

Nähere Informationen und 
Anmeldung unter  
www.internationaler- 
steuerberaterkongress.de. 

E U R O PA

K O N G R E S S E
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https://www.youtube.com/channel/UCTAcsvobSfmdbI3Ofpartcw
https://www.facebook.com/Bundessteuerberaterkammer
https://www.linkedin.com/company/bundessteuerberaterkammer
https://twitter.com/BStBKaktuell

